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Der Landkreis Dillingen a.d.Donau trauert um 

 

Herrn Johann  S t i x 

 
Herr Johann Stix war über 25 Jahre bis zum Eintritt in 
den Ruhestand im Jahre 1995 als Hausmeister beim 
Staatlichen Gymnasium in Wertingen  tätig. Pflicht-
bewusstsein, Zuverlässigkeit und Hilfsbereitschaft si-
cherten ihm das Vertrauen seiner Vorgesetzten und die 
Wertschätzung seiner Kolleginnen und Kollegen.   
 
Der Landkreis Dillingen a.d.Donau wird Herrn Johann 
Stix ein ehrendes Gedenken bewahren. Unser tief 
empfundenes Mitgefühl gilt seiner Familie.   
 

Dillingen a.d.Donau, den 05.07.2023 
 
       Markus Müller          Thomas Saumweber  
          Landrat          Personalratsvorsitzender  

 

 

Der Landkreis Dillingen a.d.Donau trauert um 
 

Frau Mathilde  K o n l e            
 

Die Nachricht vom Tode von Frau Mathilde Konle hat 
bei den Bediensteten des Landratsamtes tiefe Betrof-
fenheit ausgelöst. Mit Frau Konle verliert der Landkreis 
eine stets zuverlässige und pflichtbewusste Mitarbeite-
rin, die bis zu ihrem Eintritt in den Ruhestand im Feb-
ruar 2022 nahezu 37 Jahre mit fachlicher Kompetenz 
und großem persönlichen Einsatz die ihr übertragenen 
Aufgaben in der Kfz-Zulassungsstelle des Landratsam-
tes Dillingen a.d.Donau erfüllt hat. Aufgrund ihres stets 
freundlichen und hilfsbereiten Wesens war sie bei den 
Bürgerinnen und Bürgern sowie in der Belegschaft des 
Landratsamtes sehr beliebt und sicherte sich die Ach-
tung und Wertschätzung ihrer Vorgesetzten.      
 

Der Landkreis Dillingen a.d.Donau wird Frau Mathilde 
Konle ein ehrendes Gedenken bewahren. Unser tief 
empfundenes Mitgefühl gilt ihrer Familie.    
 

    Dillingen a.d.Donau, den 28.06.2023     
 

           Markus Müller              Thomas Saumweber  
              Landrat       Personalratsvorsitzender 
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Verleihung des Bundesverdienstkreuzes  
am Bande 

 
Der Herr Bundespräsident hat das Bundesver-
dienstkreuz am Bande verliehen an 

 

Herrn Jakob  K e h r l e , 
 Höchstädt a.d.Donau.  

 
Mit der Verleihung werden insbesondere die Ver-
dienste gewürdigt, die sich Herr Kehrle durch sei-
nen jahrzehntelangen vielfältigen ehrenamtlichen 
Einsatz erworben hat. 
 
Ich spreche dem Geehrten zu der Auszeichnung 
die Glückwünsche des Landkreises aus. 
 
Dillingen a.d.Donau, den 06.07.2023   
 
Markus Müller    
Landrat  
 

 

Verleihung des Bayerischen Verdienstordens  
 
Der Bayerische Ministerpräsident hat den Bayeri-
schen Verdienstorden verliehen an 

 

Frau Annett  J u n g ,  

Höchstädt-Sonderheim.  
 
Mit der Verleihung werden insbesondere die Ver-
dienste gewürdigt, die sich Frau Jung durch ihr  
jahrelanges Engagement für die Belange der  
Landwirtschaft und die Entwicklung des ländli-
chen Raumes erworben hat.  
 
Zu der Auszeichnung spreche ich der Geehrten 
die Glückwünsche des Landkreises aus. 
 
Dillingen a.d.Donau, den 12.07.2023   
 
Markus Müller    
Landrat  
 

 
 
 
 
 
 
 
 

Haushaltssatzung 
Schulverband „Grundschule Schwenningen“ 
für das Jahr 2023 
 
Auf Grund der Art. 9 Abs. 9 des Bayerischen 
Schulfinanzierungsgesetzes, Art. 41 Abs. 1 des 
Gesetzes über kommunale Zusammenarbeit 
(KommZG) sowie der Art. 63 ff. der Gemeindeord-
nung (GO) erlässt die Schulverbandsversamm-
lung folgende Haushaltssatzung: 
 

§  1 
 
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das 
Haushaltsjahr 2023 wird hiermit festgesetzt; er 
schließt 
 
im Verwaltungshaushalt in den Einnahmen und 
Ausgaben mit 
302.510 € und 
 
im Vermögenshaushalt in den Einnahmen und 
Ausgaben mit 
40.060 € ab. 
 

§  2 
 
Kreditaufnahmen für Investitionen und Investiti-
onsförderungsmaßnahmen sind nicht vorgese-
hen. 
 

§  3 
 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögens-
haushalt werden nicht festgesetzt. 
 

§  4 
 
Die Höhe des durch sonstige Einnahmen nicht ge-
deckten Bedarfs (Umlagesoll) zur Finanzierung 
von Ausgaben im Verwaltungshaushalt wird auf 
257.110 € festgesetzt. Dieser ungedeckte Bedarf 
wird nach der Zahl der Verbandsschüler auf die 
Mitglieder des Schulverbandes umgelegt. Die für 
die Berechnung der Verbandsumlage maßge-
bende Schülerzahl nach dem Stand vom 1. Okto-
ber 2022 beträgt 106 Schüler. Die Verbandsum-
lage wird auf 2.425,57 € je Schüler festgesetzt. 
Eine Investitionsumlage wird nicht erhoben. 

 
§  5 

 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzei-
tigen Leistung von Ausgaben nach dem Haus-
haltsplan wird auf 105.000 € festgesetzt. 
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§  6 

 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 
2023 in Kraft. 
 
 
Schulverband „Grundschule Schwenningen“ 
Schwenningen, den 26.06.2023 
 
 
Ebermayer 
Schulverbandsvorsitzender 
 
 
Die Haushaltssatzung samt ihren Anlagen liegt 
gem. Art. 65 Abs. 3, Art. 26 Abs. 2 GO, Art. 24 
KommZG bis zur nächsten amtlichen Bekannt-
machung einer Haushaltssatzung und damit für 
die gesamte Zeit ihrer Wirksamkeit innerhalb der 
allgemeinen Dienststunden in der Geschäfts-
stelle der Verwaltungsgemeinschaft Höchstädt 
auf. 
 

 

Zweckverband für Rettungsdienst und Feuer-
wehralarmierung Augsburg 

Änderung der Satzung des ZRF Augsburg 
 

Der Zweckverband für Rettungsdienst und Feu-
erwehralarmierung Augsburg hat in der Ver-
bandsversammlung am 02.03.2023 folgende 
Satzung beschlossen: 
 

Satzung: 
 

Auf Grund von Art. 44 Abs. 1 des Gesetzes über 
die kommunale Zusammenarbeit wird die Ver-
bandssatzung des Zweckverbandes für Ret-
tungsdienst und Feuerwehralarmierung Augs-
burg vom 15.10.2003 (Amtsblatt der Regierung 
von Schwaben Nr. 22/2003, Seite 217 ff. und 
Amtsblatt der Regierung von Schwaben Nr. 
7/2006, Seite 74), zuletzt geändert durch Sat-
zung vom 15.04.2014 (Amtsblatt der Regierung 
von Schwaben Nr. 5/2014, Seite 38 f) wie folgt 
geändert: 
 

§ 1 
 
§ 13 wird um Satz 2 ergänzt und wie folgt neu 
gefasst: 
 

1Für die Verbandswirtschaft gelten die Vorschrif-
ten über die Gemeindewirtschaft entsprechend, 
soweit nicht das Gesetz über die kommunale Zu-
sammenarbeit etwas anderes vorschreibt. 2Für 
die Haushaltswirtschaft des Zweckverbandes ist 
die KommHV-Kameralistik anzuwenden. 
 
§ 16 Abs. 1 wird wie folgt neu gefasst: 
 
(1) Die Jahresrechnung ist innerhalb 
von 6 Monaten nach Abschluss des 
Haushaltsjahres aufzustellen und in-
nerhalb von 12 Monaten örtlich zu prü-
fen 
 

 
§ 2 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekannt-
machung im Amtsblatt der Regierung von 
Schwaben in Kraft. 
 

Die Satzung wurde am 13.03.2023 durch den 
Verbandsvorsitzenden ausgefertigt.  
 
Die Änderung der Satzung des Zweckverbandes 
für Rettungsdienst und Feuerwehralarmierung 
Augsburg wurde im Amtsblatt Nr. 7 der Regie-
rung von Schwaben vom 11.04.2023, S. 78 ver-
öffentlicht. 
 
 
 
Dillingen a.d.Donau, 30.06.2023 
Landratsamt 
 
 
Strehler 
Regierungsrat 
 

 

Haushaltssatzung 
des Zweckverbandes zur Wasserversorgung 

der Glöttgruppe 
für das Haushaltsjahr 2023 

 

Auf Grund der §§ 20 und 21 der Verbandssatzung 
und Art. 41 des Gesetzes über die kommunale Zu-
sammenarbeit (KommZG) sowie der Art. 63 ff. der 
Gemeindeordnung (GO) erlässt der Zweckver-
band zur Wasserversorgung Glöttgruppe fol-
gende Haushaltssatzung: 
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§ 1 
 
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das 
Haushaltsjahr 2023 wird hiermit festgesetzt; er 
schließt 
 

im Verwaltungshaushalt in den Einnahmen 
und Ausgaben mit 1.469.250 Euro 
und 
im Vermögenshaushalt in den Einnahmen und 
Ausgaben mit 1.016.500 Euro 
ab. 

 
§ 2 

 
Kreditaufnahmen für Investitionen werden in 
Höhe von 553.500 Euro 
festgesetzt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögens-
haushalt werden nicht festgesetzt. 

 
§ 4 

 
(1) Eine Betriebskostenumlage wird nicht erho-
ben. 
 
(2) Eine Investitionsumlage wird nicht erhoben. 
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur recht-
zeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haus-
haltsplan wird auf  240.000 Euro festgesetzt. 
 

§ 6 
 
Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenom-
men. 
 

§ 7 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2023 in Kraft. 
 
Holzheim, den 05.07.2023 
 
Käßmeyer 
Verbandsvorsitzender 
 
Das Landratsamt Dillingen a.d.Donau hat mit Be-
scheid vom 29.06.2023, Az.: 30-9410/23, die 
Haushaltssatzung mit Haushaltsplan rechtsauf-
sichtlich (Art. 71 Abs. 2 GO) genehmigt. 

 
Die Haushaltssatzung samt ihren Anlagen wird 
gemäß Art. 65 Abs. 3 Satz 3 GO ab sofort bis zur 
nächsten amtlichen Bekanntmachung einer Haus-
haltssatzung in der Verwaltungsgemeinschaft 
Holzheim, Hochstiftstr. 2, 89438 Holzheim, Zim-
mer 8, während der allgemeinen Geschäftsstun-
den öffentlich zugänglich gemacht. 
 

 

Satzung über die Erhebung von Verwaltungs-
kosten für Amtshandlungen im eigenen Wir-
kungskreis des Zweckverbandes zur Wasser-
versorgung „Glöttgruppe 
– Kostensatzung – 
 
Der Zweckverband zur Wasserversorgung Glött-
gruppe erlässt aufgrund von Art. 20 des Kosten-
gesetzes und Art. 11 des Gesetzes über die 
kommunale Zusammenarbeit i.V.m. Art. 23 der 
Gemeindeordnung folgende Satzung über die Er-
hebung von Verwaltungskosten im eigenen Wir-
kungskreis: 
 
§ 1 
 
Der Zweckverband zur Wasserversorgung Glött-
gruppe erhebt für Tätigkeiten im eigenen Wir-
kungskreis, die er in Ausübung hoheitlicher Ge-
walt vornimmt (Amtshandlungen), Kosten (Ge-
bühren und Auslagen). 
 
§ 2 
 
Die Höhe der Gebühren bemisst sich nach dem 
Kostenverzeichnis (Kommunales 
Kostenverzeichnis, KommKVz), das Anlage zu 
dieser Satzung ist. Für Amtshandlungen, die 
nicht im Kostenverzeichnis enthalten sind, wird 
eine Gebühr erhoben, die nach im Kostenver-
zeichnis bewerteten vergleichbaren Amtshand-
lungen zu bemessen ist. Fehlt eine vergleichbare 
Amtshandlung, beträgt die Gebühr fünf bis fünf-
undzwanzigtausend Euro. 
 
§ 3 
 
Diese Satzung tritt am Tag nach Ihrer Bekannt-
machung in Kraft. 
 
Holzheim, 23.06.2023 
 
Friedrich Käßmeyer 
Zweckverbandsvorsitzender 
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Satzung für die öffentliche Wasserversorgungs-
einrichtung des Zweckverbandes Glöttgruppe zur 

Wasserversorgung der Glöttgruppe 
(Wasserabgabesatzung –WAS-) 

Vom 22.06.2023 

 

Aufgrund von Art. 23 und Art. 24 Abs. 1 Nrn. 1 und 2, 
Abs. 2 bis Abs. 4 der Gemeindeordnung (GO) erlässt 
der Zweckverband folgende Satzung: 

§ 1 
Öffentliche Einrichtung 

(1) Der Zweckverband betreibt eine öffentliche Einrich-
tung zur Wasserversorgung. Das Verbandsgebiet ent-
spricht dem Gebiet der in § 2 Abs. 1 der Verbandssat-
zung aufgeführten Mitgliedsgemeinden bzw. deren an-
geschlossene Ortsteile.  

(2) Art und Umfang dieser Wasserversorgungseinrich-
tung bestimmt der Zweckverband. 

(3) Zur Wasserversorgungseinrichtung gehören auch 
die im öffentlichen Straßengrund liegenden Teile der 
Grundstücksanschlüsse, soweit nichts Abweichendes 
vereinbart ist. 

 

§ 2 
Grundstücksbegriff – Grundstückseigentümer 

(1) 1Grundstück im Sinne dieser Satzung ist jedes 

räumlich zusammenhängende und einem ge-

meinsamen Zweck dienende Grundeigentum 

desselben Eigentümers, das eine selbststän-

dige wirtschaftliche Einheit bildet, auch wenn 

es sich um mehrere Grundstücke oder Teile 

von Grundstücken im Sinn des Grundbuch-

rechts handelt. 2Rechtlich verbindliche planeri-

sche Festlegungen sind zu berücksichtigen. 

 

(2) (2) 1Die Vorschriften dieser Satzung für die 

Grundstückseigentümer gelten auch für Erb-

bauberechtigte oder ähnlich zur Nutzung eines 

Grundstücks dinglich Berechtigte. 2Von mehre-

ren dinglich Berechtigten ist jeder berechtigt 

und verpflichtet; sie haften als Gesamtschuld-

ner. 

 

§ 3 
Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Satzung haben die nachstehenden Be-
griffe folgende Bedeutung: 

 

§ 4 
Anschluss- und Benutzungsrecht 

(1) Jeder Grundstückseigentümer kann verlangen, 
dass sein bebautes, bebaubares, gewerblich genutztes 
oder gewerblich nutzbares Grundstück nach Maßgabe 
dieser Satzung an die Wasserversorgungseinrichtung 
angeschlossen und mit Wasser beliefert wird. 

Versorgungsleitun-
gen 

sind die Wasserleitungen im 
Wasserversorgungsgebiet, von 
denen die Grundstücksan-
schlüsse abzweigen. 

Grundstücksan-
schlüsse (= Hausan-
schlüsse) 

sind die Wasserleitungen von 
der Abzweigstelle der Versor-
gungsleitung bis zur Übergabe-
stelle; sie beginnen mit der An-
schlussvorrichtung und enden 
mit der Hauptabsperrvorrich-
tung. 

Gemeinsame 
Grundstücksan-
schlüsse (ver-
zweigte Hausan-
schlüsse) 

sind Hausanschlüsse, die über 
Privatgrundstücke (z. B. Privat-
wege) verlaufen und mehr als 
ein Grundstück mit der Versor-
gungsleitung verbinden. 

Anschlussvorrich-
tung 

ist die Vorrichtung zur Wasser-
entnahme aus der Versorgungs-
leitung, umfassend An-
bohrschelle mit integrierter oder 
zusätzlicher Absperrarmatur o-
der Abzweig mit Absperrarmatur 
samt den dazugehörigen techni-
schen Einrichtungen. 

Hauptabsperrvor-
richtung 

ist die erste Armatur auf dem 
Grundstück, mit der die gesamte 
nachfolgende Wasserver-
brauchsanlage einschließlich 
Wasserzähler abgesperrt wer-
den kann. 

Übergabestelle ist das Ende des Grundstücks-
anschlusses hinter der Haupt-
absperrvorrichtung im Grund-
stück/Gebäude. 

Wasserzähler sind Messgeräte zur Erfassung 
des durchgeflossenen Wasser-
volumens. Absperrventile und 
Wasserzählerbügel sind nicht 
Bestandteile der Wasserzähler. 

Anlagen des Grund-
stückseigentümers 

(= Verbrauchsleitun-
gen) 

sind die Gesamtheit der Anla-
genteile in Grundstücken oder in 
Gebäuden hinter der Übergabe-
stelle; als solche gelten auch Ei-
gengewinnungsanlagen, wenn 
sie sich ganz oder teilweise im 
gleichen Gebäude befinden. 
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(2) 1Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt 
sich nur auf solche Grundstücke, die durch eine Ver-
sorgungsleitung erschlossen werden. 2Der Grund-
stückseigentümer kann unbeschadet weitergehender 
bundes- oder landesgesetzlicher Vorschriften nicht 
verlangen, dass eine neue Versorgungsleitung herge-
stellt oder eine bestehende Versorgungsleitung geän-
dert wird. 3Welche Grundstücke durch die Versor-
gungsleitung erschlossen werden, bestimmt der 
Zweckverband. 4Rohwasser- und Fernwasserleitungen 
stellen keine zum Anschluss berechtigenden Versor-
gungsleitungen dar. 

(3) Der Zweckverband kann den Anschluss eines 
Grundstücks an eine bestehende Versorgungsleitung 
versagen, wenn die Wasserversorgung wegen der 
Lage des Grundstücks oder aus sonstigen technischen 
oder betrieblichen Gründen dem Verband erhebliche 
Schwierigkeiten bereitet oder besondere Maßnahmen 
erfordert, es sei denn, der Grundstückseigentümer 
übernimmt die Mehrkosten, die mit dem Bau und Be-
trieb zusammenhängen, und leistet auf Verlangen Si-
cherheit. 

(4) 1Das Benutzungsrecht besteht nicht für Kühlwas-
serzwecke und den Betrieb von Wärmepumpen. 2Der 
Zweckverband kann ferner das Anschluss- und Benut-
zungsrecht in begründeten Einzelfällen ausschließen 
oder einschränken, soweit nicht die Bereitstellung von 
Wasser in Trinkwasserqualität erforderlich ist. 3Das gilt 
auch für die Vorhaltung von Löschwasser. 

 

§ 5 
Anschluss- und Benutzungszwang 

(1) 1Die zum Anschluss Berechtigten (§ 4) sind ver-
pflichtet, die Grundstücke, auf denen Wasser ver-
braucht wird, an die öffentliche Wasserversorgungsein-
richtung anzuschließen (Anschlusszwang). 2Ein An-
schlusszwang besteht nicht, wenn der Anschluss 
rechtlich oder tatsächlich unmöglich ist. 

 

 (2) 1Auf Grundstücken, die an die öffentliche Wasser-
versorgungseinrichtung angeschlossen sind, ist der 
gesamte Bedarf an Wasser im Rahmen des Benut-
zungsrechts (§ 4) ausschließlich aus dieser Einrich-
tung zu decken (Benutzungszwang). 2Gesammeltes 
Niederschlagswasser und Wasser aus Hausbrunnen 
darf ordnungsgemäß für Zwecke der Gartenbewässe-
rung, zur Toilettenspülung und zum Wäschewaschen 
verwendet werden, soweit nicht andere Rechtsvor-
schriften entgegenstehen. 3§ 7 Abs. 4 ist entsprechend 
anzuwenden. 4Verpflichtet sind die Grundstückseigen-
tümer und alle Benutzer der Grundstücke. 5Sie haben 
auf Verlangen des Zweckverbandes die dafür erforder-
liche Überwachung zu dulden. 

(3) Vom Benutzungszwang ausgenommen ist der Be-
triebswasserverbrauch für Wärmepumpenanlagen. 

§ 6 
Befreiung vom Anschluss- oder Benutzungs-

zwang 

(1) 1Von der Verpflichtung zum Anschluss oder zur Be-
nutzung wird auf Antrag ganz oder zum Teil befreit, 
wenn der Anschluss oder die Benutzung aus besonde-
ren Gründen auch unter Berücksichtigung der Erforder-
nisse des Gemeinwohls nicht zumutbar ist. 2Der Antrag 
auf Befreiung ist unter Angabe der Gründe schriftlich 
beim Verband einzureichen. 

(2) Die Befreiung kann befristet, unter Bedingungen, 
Auflagen und Widerrufsvorbehalt erteilt werden. 

 

§ 7 
Beschränkung der Benutzungspflicht 

(1) 1Auf Antrag wird die Verpflichtung zur Benutzung 
auf einen bestimmten Verbrauchszweck oder Teilbe-
darf beschränkt, soweit das für die öffentliche Wasser-
versorgung wirtschaftlich zumutbar ist und nicht andere 
Rechtsvorschriften oder Gründe der Volksgesundheit 
entgegenstehen. 2Gründe der Volksgesundheit stehen 
einer Beschränkung der Benutzungspflicht insbeson-
dere entgegen, wenn für den jeweiligen Verbrauchs-
zweck oder Teilbedarf i. S. v. Satz 1 Trinkwasser oder 
Wasser mit der Beschaffenheit von Trinkwasser erfor-
derlich ist und die Versorgung mit solchem Wasser nur 
durch die Benutzung der öffentlichen Wasserversor-
gung gewährleistet wird. 

(2) § 6 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 findet entsprechende 
Anwendung. 

(3) Absatz 1 gilt nicht für die Versorgung von Industrie-
unternehmen und Weiterverteilern sowie für die Vor-
haltung von Löschwasser. 

(4) 1Vor der Errichtung oder Inbetriebnahme einer Ei-
gengewinnungsanlage hat der Grundstückseigentümer 
dem Verband Mitteilung zu machen; dasselbe gilt, 
wenn eine solche Anlage nach dem Anschluss an die 
öffentliche Wasserversorgung weiterbetrieben werden 
soll. 2Er hat durch geeignete Maßnahmen sicherzustel-
len, dass von seiner Eigengewinnungsanlage keine 
Rückwirkungen in das öffentliche Wasserversorgungs-
netz möglich sind. 3Bei einer Nachspeisung von Trink-
wasser aus der öffentlichen Wasserversorgungsein-
richtung in eine Eigengewinnungsanlage ist ein freier 
Auslauf (Luftbrücke) oder ein Rohrunterbrecher A 1 der 
Nachspeiseeinrichtung in das Regenauffangbecken 
bzw. an sonstigen Stellen (z. B. Spülkasten) erforder-
lich.  

 

§ 8 
Sondervereinbarungen 

(1) Ist der Grundstückseigentümer nicht zum An-
schluss berechtigt oder verpflichtet, so kann der 
Zweckverband durch Vereinbarung ein besonderes 
Benutzungsverhältnis begründen. 
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(2) 1Für dieses Benutzungsverhältnis gelten die Best-
immungen dieser Satzung und der Beitrags- und Ge-
bührensatzung entsprechend. 2Ausnahmsweise kann 
in der Sondervereinbarung Abweichendes bestimmt 
werden, soweit dies sachgerecht ist. 

§ 9 
Grundstücksanschluss 

(1) 1Der Grundstücksanschluss wird vom Zweckver-
band hergestellt, angeschafft, verbessert, unterhalten, 
erneuert, geändert, abgetrennt und beseitigt. 2Er muss 
zugänglich und vor Beschädigungen geschützt sein. 

(2) 1Der Zweckverband bestimmt Zahl, Art, Nennweite 
und Führung der Grundstücksanschlüsse sowie deren 
Änderung. 2Er bestimmt auch, wo und an welche Ver-
sorgungsleitung anzuschließen ist. 3Der Grundstücks-
eigentümer ist vorher zu hören; seine berechtigten In-
teressen sind nach Möglichkeit zu wahren. 4Soll der 
Grundstücksanschluss auf Wunsch des Grundstücks-
eigentümers nachträglich geändert werden, so kann 
der Verband verlangen, dass die näheren Einzelheiten 
einschließlich der Kostentragung vorher in einer ge-
sonderten Vereinbarung geregelt werden. 

 

 (3) 1Der Grundstückseigentümer hat die baulichen Vo-
raussetzungen für die sichere Errichtung des Grund-
stücksanschlusses zu schaffen. 2Der Zweckverband 
kann hierzu schriftlich eine angemessene Frist setzen. 
3Der Grundstückseigentümer darf keine Einwirkungen 
auf den Grundstücksanschluss vornehmen oder vor-
nehmen lassen. 

(4) Der Grundstückseigentümer und die Benutzer ha-
ben jede Beschädigung des Grundstücksanschlusses, 
insbesondere das Undichtwerden von Leitungen sowie 
sonstige Störungen unverzüglich dem Zweckverband 
mitzuteilen. 

§ 10 
Anlage des Grundstückseigentümers 

(1) 1Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, für die 
ordnungsgemäße Errichtung, Erweiterung, Änderung 
und Unterhaltung der Anlage von der Übergabestelle 
ab, mit Ausnahme des Wasserzählers, zu sorgen. 2Hat 
er die Anlage oder Teile davon einem anderen vermie-
tet oder sonst zur Benutzung überlassen, so ist er ne-
ben dem anderen verpflichtet. 

(2) 1Die Anlage darf nur unter Beachtung der Vorschrif-
ten dieser Satzung und anderer gesetzlicher oder be-
hördlicher Bestimmungen sowie nach den anerkannten 
Regeln der Technik errichtet, erweitert, geändert und 
unterhalten werden. 2Anlage und Verbrauchseinrich-
tungen müssen so beschaffen sein, dass Störungen 
anderer Abnehmer oder der öffentlichen Versorgungs-
einrichtungen sowie Rückwirkungen auf die Güte des 
Trinkwassers ausgeschlossen sind. 3Der Anschluss 
wasserverbrauchender Einrichtungen jeglicher Art ge-
schieht auf Gefahr des Grundstückseigentümers. 

(3) 1Anlagenteile, die sich vor dem Wasserzähler befin-

den, können plombiert werden. 2Ebenso können Anla-
genteile, die zur Anlage des Grundstückseigentümers 
gehören, unter Plombenverschluss genommen wer-
den, um eine einwandfreie Messung zu gewährleisten. 
3Die dafür erforderliche Ausstattung der Anlage ist 
nach den Angaben des Zweckverbandes zu veranlas-
sen. 

 

§ 11 
Zulassung und Inbetriebsetzung der Anlage des 

Grundstückseigentümers 

(1) 1Bevor die Anlage des Grundstückseigentümers 
hergestellt oder wesentlich geändert wird, sind dem 
Zweckverband folgende Unterlagen in doppelter Ferti-
gung einzureichen: 

a) eine Beschreibung der geplanten Anlage des 
Grundstückseigentümers und ein Lageplan, 

b) der Name des Unternehmers, der die Anlage er-
richten soll, 

c) Angaben über eine etwaige Eigenversorgung, 

d) im Falle des § 4 Abs. 3 die Verpflichtung zur Über-
nahme der Mehrkosten. 

2Die einzureichenden Unterlagen haben den bei dem 
Verband aufliegenden Mustern zu entsprechen. 3Alle 
Unterlagen sind von den Bauherren und den Planferti-
gern zu unterschreiben. 

(2) 1Der Zweckverband prüft, ob die beabsichtigten An-
lagen den Bestimmungen dieser Satzung entsprechen. 
2Ist das der Fall, so erteilt der Verband schriftlich seine 
Zustimmung und gibt eine Fertigung der eingereichten 
Unterlagen mit Zustimmungsvermerk zurück. 3Stimmt 
der Zweckverband nicht zu, setzt er dem Bauherrn un-
ter Angabe der Mängel eine angemessene Frist zur Be-
richtigung. 4Die geänderten Unterlagen sind sodann er-
neut einzureichen. 5Die Zustimmung und die Überprü-
fung befreien den Grundstückseigentümer, den Bau-
herrn, den ausführenden Unternehmer und den Plan-
fertiger nicht von der Verantwortung für die vorschrifts-
mäßige und fehlerfreie Planung und Ausführung der 
Anlagen. 

(3) 1Mit den Installationsarbeiten darf erst nach schrift-
licher Zustimmung des Zweckverbandes begonnen 
werden. 2Eine Genehmigungspflicht nach sonstigen, 
insbesondere nach straßenbau-, und wasserrechtli-
chen Bestimmungen bleibt durch die Zustimmung un-
berührt. 

(4) 1Die Errichtung der Anlage und wesentliche Verän-
derungen dürfen nur durch den Zweckverband oder 
durch ein Installationsunternehmen erfolgen, das in ein 
Installateurverzeichnis des Zweckverbandes oder ei-
nes anderen Wasserversorgungsunternehmens einge-
tragen ist. 2Der Zweckbandes ist berechtigt, die Aus-
führung der Arbeiten zu überwachen. 3Leitungen, die 
an Eigengewinnungsanlagen angeschlossen sind, dür-
fen nur mit vorheriger Zustimmung des Zweckverban-
des verdeckt werden; andernfalls sind sie auf Anord-
nung des Zweckverbandes freizulegen. 
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(5) 1Der Grundstückseigentümer hat jede Inbetriebset-
zung der Anlagen beim Zweckverband über das Instal-
lationsunternehmen zu beantragen. 2Der Anschluss 
der Anlage an das Verteilungsnetz und die Inbetrieb-
setzung erfolgen durch den Verband oder seine Beauf-
tragten. 

(6) Von den Bestimmungen der Absätze 1 bis 4 kann 
der Zweckverband Ausnahmen zulassen. 

§ 12 
Überprüfung der Anlage des Grundstückseigentü-

mers 

(1) 1Der Zweckverband ist berechtigt, die Anlage des 
Grundstückseigentümers vor und nach ihrer Inbetrieb-
nahme zu überprüfen. 2Er hat auf erkannte Sicherheits-
mängel aufmerksam zu machen und kann deren Be-
seitigung verlangen. 

(2) Werden Mängel festgestellt, welche die Sicherheit 
gefährden oder erhebliche Störungen erwarten lassen, 
so ist der Verband berechtigt, den Anschluss oder die 
Versorgung zu verweigern; bei Gefahr für Leib oder Le-
ben ist er hierzu verpflichtet. 

(3) 1Durch Vornahme oder Unterlassung der Überprü-
fung der Anlage sowie durch deren Anschluss an das 
Verteilungsnetz übernimmt der Zweckverband keine 
Haftung für die Mängelfreiheit der Anlage. 2Dies gilt 
nicht, wenn er bei einer Überprüfung Mängel festge-
stellt hat, die eine Gefahr für Leib oder Leben darstel-
len. 

§ 13 
Abnehmerpflichten, Haftung 

(1) 1Der Grundstückseigentümer und die Benutzer ha-
ben den Beauftragten des Verbandes, die sich auf Ver-
langen auszuweisen haben, zu angemessener Tages-
zeit den Zutritt zu allen der Wasserversorgung dienen-
den Einrichtungen zu gestatten, soweit dies zur Nach-
schau der Wasserleitungen, zum Ablesen der Wasser-
zähler und zur Prüfung, ob die Vorschriften dieser Sat-
zung und die vom Verband auferlegten Bedingungen 
und Auflagen erfüllt werden, erforderlich ist. 2Zur Über-
wachung der satzungsmäßigen und gesetzlichen 
Pflichten sind die mit dem Vollzug dieser Satzung be-
auftragten Personen des Verbandes berechtigt, zu an-
gemessener Tageszeit Grundstücke, Gebäude, Anla-
gen, Einrichtungen, Wohnungen und Wohnräume im 
erforderlichen Umfang zu betreten. 3Der Grundstücks-
eigentümer, ggf. auch die Benutzer des Grundstücks, 
werden davon nach Möglichkeit vorher verständigt. 

(2) 1Der Grundstückseigentümer und die Benutzer sind 
verpflichtet, alle für die Prüfung des Zustandes der An-
lagen erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 2Sie haben 
die Verwendung zusätzlicher Verbrauchseinrichtungen 
vor Inbetriebnahme dem Verband mitzuteilen, soweit 
sich dadurch die vorzuhaltende Leistung wesentlich er-
höht. 

(3) Der Grundstückseigentümer und die Benutzer haf-
ten dem Zweckverband für von ihnen verschuldete 
Schäden, die auf eine Verletzung ihrer Pflichten nach 

dieser Satzung zurückzuführen sind. 

§ 14 
Grundstücksbenutzung 

(1) 1Der Grundstückseigentümer hat das Anbringen 
und Verlegen von Leitungen einschließlich Zubehör zur 
Zu- und Fortleitung von Wasser über sein im Versor-
gungsgebiet liegendes Grundstück sowie sonstige 
Schutzmaßnahmen unentgeltlich zuzulassen, wenn 
und soweit diese Maßnahmen für die örtliche Wasser-
versorgung erforderlich sind. 2Diese Pflicht betrifft nur 
Grundstücke, die an die Wasserversorgung ange-
schlossen oder anzuschließen sind, die vom Eigentü-
mer im wirtschaftlichen Zusammenhang mit einem an-
geschlossenen oder zum Anschluss vorgesehenen 
Grundstück genutzt werden oder für die die Möglichkeit 
der Wasserversorgung sonst wirtschaftlich vorteilhaft 
ist. 3Die Verpflichtung entfällt, soweit die Inanspruch-
nahme der Grundstücke den Eigentümer in unzumut-
barer Weise belasten würde. 

(2) Der Grundstückseigentümer ist rechtzeitig über Art 
und Umfang der beabsichtigten Inanspruchnahme sei-
nes Grundstücks zu benachrichtigen. 

(3) 1Der Grundstückseigentümer kann die Verlegung 
der Einrichtungen verlangen, wenn sie an der bisheri-
gen Stelle für ihn nicht mehr zumutbar sind. 2Die Kos-
ten der Verlegung hat der Verband zu tragen, soweit 
die Einrichtungen nicht ausschließlich der Versorgung 
des Grundstücks dienen. 

(4) Wird der Wasserbezug nach § 22 Abs. 2 oder 3 ein-
gestellt, ist der Grundstückseigentümer verpflichtet, 
nach Wahl des Verbandes die Entfernung der Einrich-
tungen zu gestatten oder sie noch fünf Jahre unentgelt-
lich zu belassen, sofern dies nicht unzumutbar ist. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für öffentliche Ver-
kehrswege und Verkehrsflächen sowie für Grundstü-
cke, die durch Planfeststellung für den Bau von öffent-
lichen Verkehrswegen und Verkehrsflächen bestimmt 
sind. 

§ 15 
Art und Umfang der Versorgung 

(1) 1Der Zweckverband stellt das Wasser zu dem in der 
Beitrags- und Gebührensatzung aufgeführten Entgelt 
zur Verfügung. 2Er liefert das Wasser als Trinkwasser 
unter dem Druck und in der Beschaffenheit, die in dem 
betreffenden Abschnitt des Versorgungsgebietes üb-
lich sind, entsprechend den jeweils geltenden Rechts-
vorschriften und den anerkannten Regeln der Technik. 

(2) 1Der Zweckverband ist berechtigt, die Beschaffen-
heit und den Druck des Wassers im Rahmen der ge-
setzlichen und behördlichen Bestimmungen sowie der 
anerkannten Regeln der Technik zu ändern, sofern 
dies aus wirtschaftlichen oder technischen Gründen 
zwingend erforderlich ist. 2Der Verband wird eine dau-
ernde wesentliche Änderung den Wasserabnehmern 
nach Möglichkeit mindestens zwei Monate vor der Um-
stellung schriftlich bekannt geben und die Belange der 
Anschlussnehmer möglichst berücksichtigen. 3Die 
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Grundstückseigentümer sind verpflichtet, ihre Anlagen 
auf eigene Kosten den geänderten Verhältnissen an-
zupassen. 

(3) 1Der Zweckverband stellt das Wasser im Allgemei-
nen ohne Beschränkung zu jeder Tag- und Nachtzeit 
am Ende des Hausanschlusses zur Verfügung. 2Dies 
gilt nicht, soweit und solange der Verband durch hö-
here Gewalt, durch Betriebsstörungen, Wassermangel 
oder sonstige technische oder wirtschaftliche Um-
stände, deren Beseitigung ihm nicht zumutbar ist, an 
der Wasserversorgung gehindert ist. 3Der Zweckver-
band kann die Belieferung ablehnen, mengenmäßig 
und zeitlich beschränken oder unter Auflagen und Be-
dingungen gewähren, soweit das zur Wahrung des An-
schluss- und Benutzungsrechtes der anderen Berech-
tigten erforderlich ist. 4Der Zweckverband darf ferner 
die Lieferung unterbrechen, um betriebsnotwendige 
Arbeiten vorzunehmen. 5Soweit möglich, gibt der Ver-
band Absperrungen der Wasserleitung vorher öffent-
lich bekannt und unterrichtet die Abnehmer über Um-
fang und voraussichtliche Dauer der Unterbrechung. 

(4) 1Das Wasser wird lediglich zur Deckung des Eigen-
bedarfs für die angeschlossenen Grundstücke gelie-
fert. 2Die Überleitung von Wasser in ein anderes 
Grundstück bedarf der schriftlichen Zustimmung des 
Zweckverbandes; die Zustimmung wird erteilt, wenn 
nicht überwiegende versorgungswirtschaftliche 
Gründe entgegenstehen. 

(5) Für Einschränkungen oder Unterbrechungen der 
Wasserlieferung und für Änderungen des Druckes oder 
der Beschaffenheit des Wassers, die durch höhere Ge-
walt, Wassermangel oder sonstige technische oder 
wirtschaftliche Umstände, die der Zweckverband nicht 
abwenden kann, oder auf Grund behördlicher Verfü-
gungen veranlasst sind, steht dem Grundstückseigen-
tümer kein Anspruch auf Minderung verbrauchsunab-
hängiger Gebühren zu. 

§ 16 
Anschlüsse und Benutzung der Wasserleitung für 

Feuerlöschzwecke 

(1) Sollen auf einem Grundstück private Feuerlöschan-
schlüsse eingerichtet werden, so sind über die näheren 
Einzelheiten einschließlich der Kostentragung beson-
dere Vereinbarungen zwischen dem Grundstücksei-
gentümer und dem Verband zu treffen. 

(2) 1Private Feuerlöscheinrichtungen werden mit Was-
serzählern ausgerüstet. 2Sie müssen auch für die Feu-
erwehr benutzbar sein. 

(3) 1Wenn es brennt oder wenn sonst Gemeingefahr 
droht, sind die Anordnungen der Gemeinde, der Polizei 
und der Feuerwehr zu befolgen; insbesondere haben 
die Wasserabnehmer ihre Leitungen und ihre Eigenan-
lagen auf Verlangen zum Feuerlöschen zur Verfügung 
zu stellen. 2Ohne zwingenden Grund dürfen sie in die-
sen Fällen kein Wasser entnehmen. 

(4) 1Bei Feuergefahr hat der Zweckverband das Recht, 
Versorgungsleitungen und Grundstücksanschlüsse vo-
rübergehend abzusperren. 2Dem von der Absperrung 

betroffenen Wasserabnehmer steht hierfür kein Ent-
schädigungsanspruch zu. 

§ 17 
Wasserabgabe für vorübergehende Zwecke, Was-

serabgabe aus öffentlichen Entnahmestellen 

(1) 1Der Anschluss von Anlagen zum Bezug von Bau-
wasser oder zu sonstigen vorübergehenden Zwecken 
ist rechtzeitig beim Verband zu beantragen. 2Muss das 
Wasser von einem anderen Grundstück bezogen wer-
den, so ist die schriftliche Zustimmung des Grundstück-
seigentümers beizubringen. 3Über die Art der Wasser-
abgabe entscheidet der Verband; er legt die weiteren 
Bedingungen für den Wasserbezug fest. 

(2) Falls Wasser aus öffentlichen Hydranten nicht zum 
Feuerlöschen, sondern zu anderen vorübergehenden 
Zwecken entnommen werden soll, so stellt der Zweck-
verband auf Antrag einen Wasserzähler, ggf. Absperr-
vorrichtung und Standrohr zur Verfügung und setzt die 
Bedingungen für die Benutzung fest. 

§ 18 
Haftung bei Versorgungsstörungen 

(1) 1Für Schäden, die ein Grundstückseigentümer 
durch Unterbrechung der Wasserversorgung oder 
durch Unregelmäßigkeiten in der Belieferung erleidet, 
haftet der Zweckverband aus dem Benutzungsverhält-
nis oder aus unerlaubter Handlung im Falle 

1. der Tötung oder Verletzung des Körpers oder der 
Gesundheit des Grundstückseigentümers, es sei 
denn, dass der Schaden vom Verband oder einem 
Erfüllungs- oder Verrichtungsgehilfen weder vor-
sätzlich noch fahrlässig verursacht worden ist, 

2. der Beschädigung einer Sache, es sei denn, dass 
der Schaden weder durch Vorsatz noch durch 
grobe Fahrlässigkeit des Verbandes oder eines Er-
füllungs- oder Verrichtungsgehilfen verursacht 
worden ist, 

3. eines Vermögensschadens, es sei denn, dass die-
ser weder durch Vorsatz noch durch grobe Fahr-
lässigkeit eines vertretungsberechtigten Organs 
des Verbandes verursacht worden ist. 

2§ 831 Abs. 1 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuches 
ist nur bei vorsätzlichem Handeln von Verrichtungsge-
hilfen anzuwenden. 

(2) Gegenüber Benutzern und Dritten, an die der 
Grundstückseigentümer das gelieferte Wasser im Rah-
men des § 15 Abs. 4 weiterleitet, haftet der Zweckver-
band für Schäden, die diesen durch Unterbrechung der 
Wasserversorgung oder durch Unregelmäßigkeiten in 
der Belieferung entstehen, wie einem Grundstücksei-
gentümer. 

(3) 1Die Absätze 1 und 2 sind auch auf Ansprüche von 
Grundstückseigentümern anzuwenden, die diese ge-
gen ein drittes Wasserversorgungsunternehmen aus 
unerlaubter Handlung geltend machen. 2Der Zweckver-
band ist verpflichtet, den Grundstückseigentümern auf 
Verlangen über die mit der Schadensverursachung 
durch ein drittes Unternehmen zusammenhängenden 
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Tatsachen insoweit Auskunft zu geben, als sie ihm be-
kannt sind oder von ihm in zumutbarer Weise aufge-
klärt werden können und ihre Kenntnis zur Geltendma-
chung des Schadensersatzes erforderlich ist. 

(4) Die Ersatzpflicht entfällt für Schäden unter fünfzehn 
Euro. 

(5) Schäden sind dem Zweckverband unverzüglich mit-
zuteilen. 

§ 19 
Wasserzähler 

(1) 1Der Wasserzähler ist Eigentum des Zweckverban-
des. 2Die Lieferung, Aufstellung, technische Überwa-
chung, Unterhaltung, Auswechslung und Entfernung 
der Wasserzähler sind Aufgabe des Verbandes; er be-
stimmt auch Art, Zahl und Größe der Wasserzähler so-
wie ihren Aufstellungsort. 3Bei der Aufstellung hat der 
Verband so zu verfahren, dass eine einwandfreie Mes-
sung gewährleistet ist; er hat den Grundstückseigentü-
mer zuvor anzuhören und seine berechtigten Interes-
sen zu wahren. 

(2) 1Der Zweckverband ist verpflichtet, auf Verlangen 
des Grundstückseigentümers die Wasserzähler zu ver-
legen, wenn dies ohne Beeinträchtigungen einer ein-
wandfreien Messung möglich ist. 2Der Zweckverband 
kann die Verlegung davon abhängig machen, dass der 
Grundstückseigentümer sich verpflichtet, die Kosten zu 
übernehmen. 

(3) 1Der Grundstückseigentümer haftet für das Abhan-
denkommen und die Beschädigung der Wasserzähler, 
soweit ihn hieran ein Verschulden trifft. 2Er hat den Ver-
lust, Beschädigungen und Störungen dieser Einrich-
tungen dem Verband unverzüglich mitzuteilen. 3Er ist 
verpflichtet, sie vor Abwasser, Schmutz- und Grund-
wasser sowie vor Frost zu schützen. 

(4) 1Die Wasserzähler werden von einem Beauftragten 
des Zweckverbandes möglichst in gleichen Zeitabstän-
den oder auf Verlangen des Zweckverbandes vom 
Grundstückseigentümer selbst abgelesen. 2Dieser hat 
dafür zu sorgen, dass die Wasserzähler leicht zugäng-
lich sind. 

 

§ 19a 
Besondere Regelungen bezüglich des Einsatzes 

und Betriebs elektronischer Wasserzähler 

(1) Der Zweckverband setzt nach Maßgabe des Art. 24 
Abs. 4 Satz 2 bis 7 GO elektronische Wasserzähler mit 
oder ohne Funkmodul ein und betreibt diese.  

(2) Nach Art. 24 Abs. 4 Satz 3 Nr. 1 und 2 GO gespei-
cherte oder ausgelesene personenbezogene Daten 
sind zu löschen, soweit sie für die dort genannten Zwe-
cke nicht mehr benötigt werden. Die im Wasserzähler 
vor Ort gespeicherten personenbezogenen Daten sind 
spätestens nach zwei Jahren zu löschen, die ausgele-
senen personenbezogenen Daten spätestens nach 
fünf Jahren. 

(3) Elektronische Wasserzähler, die ohne Verwendung 
der Funkfunktion betrieben werden, werden von einem 

Beauftragten des Zweckverbandes möglichst in glei-
chen Zeitabständen oder auf Verlangen der Gemeinde 
vom Grundstückseigentümer oder Gebührenschuldner 
selbst ausgelesen. Ihre Auslesung vor Ort erfolgt nur 
mit Zustimmung des Grundstückseigentümers. Der 
Grundstückseigentümer hat dafür zu sorgen, dass die 
Wasserzähler leicht zugänglich sind. 

§ 20 
Messeinrichtungen an der Grundstücksgrenze 

(1) Der Zweckverband kann verlangen, dass der 
Grundstückseigentümer auf eigene Kosten an der 
Grundstücksgrenze nach seiner Wahl einen geeigne-
ten Wasserzählerschacht oder Wasserzählerschrank 
anbringt, wenn 

1. das Grundstück unbebaut ist oder 

2. die Versorgung des Gebäudes mit Grundstücksan-
schlüssen erfolgt, die unverhältnismäßig, lang sind 
oder nur unter besonderen Erschwernissen verlegt 
werden können, oder 

3. kein Raum zur frostsicheren Unterbringung des 
Wasserzählers vorhanden ist. 

(2) er Grundstückseigentümer ist verpflichtet, die Ein-
richtungen in ordnungsgemäßem Zustand und jeder-
zeit zugänglich zu halten. 

§ 21 
Nachprüfung der Wasserzähler 

(1) 1Der Grundstückseigentümer kann jederzeit die 
Nachprüfung der Wasserzähler durch eine Eichbe-
hörde oder eine staatlich anerkannte Prüfstelle im 
Sinne des § 40 des Mess- und Eichgesetzes verlan-
gen. 2Stellt der Grundstückseigentümer den Antrag auf 
Prüfung nicht beim Zweckverband, so hat er diese vor 
Antragstellung zu benachrichtigen. 

(2) Der Zweckverband braucht dem Verlangen auf 
Nachprüfung der Wasserzähler nur nachzukommen, 
wenn der Grundstückseigentümer sich verpflichtet, die 
Kosten zu übernehmen, falls die Abweichung die ge-
setzlichen Verkehrsfehlergrenzen nicht überschreitet. 

§ 22 
Änderungen; Einstellung des Wasserbezugs 

(1) Jeder Wechsel des Grundstückseigentümers ist 
dem Zweckverband unverzüglich schriftlich mitzutei-
len. 

(2) Will ein Grundstückseigentümer, der zur Benutzung 
der Wasserversorgungseinrichtung nicht verpflichtet 
ist, den Wasserbezug aus der öffentlichen Wasserver-
sorgung vollständig einstellen, so hat er das mindes-
tens eine Woche vor dem Ende des Wasserbezugs 
schriftlich dem Zweckverband zu melden. 

(3) Will ein zum Anschluss oder zur Benutzung Ver-
pflichteter den Wasserbezug einstellen, hat er beim 
Zweckverband Befreiung nach § 6 zu beantragen. 
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§ 23 
Einstellung der Wasserlieferung 

(1) Der Zweckverband ist berechtigt, die Wasserliefe-
rung ganz oder teilweise fristlos einzustellen, wenn der 
Grundstückseigentümer oder Benutzer dieser Satzung 
oder sonstigen die Wasserversorgung betreffenden 
Anordnungen zuwiderhandelt und die Einstellung erfor-
derlich ist, um 

1. eine unmittelbare Gefahr für die Sicherheit von 
Personen oder Anlagen abzuwenden, 

2. den Verbrauch von Wasser unter Umgehung, Be-
einflussung oder vor Anbringung der Messeinrich-
tungen zu verhindern oder 

3. zu gewährleisten, dass Störungen anderer Abneh-
mer, störende Rückwirkungen auf Einrichtungen 
des Zweckverbandes oder Dritter oder Rückwir-
kungen auf die Güte des Trinkwassers ausge-
schlossen sind. 

(2) 1Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesondere 
bei Nichterfüllung einer Zahlungsverpflichtung trotz 
Mahnung, ist der Zweckverband berechtigt, die Versor-
gung zwei Wochen nach Androhung einzustellen. 
2Dies gilt nicht, wenn die Folgen der Einstellung außer 
Verhältnis zur Schwere der Zuwiderhandlung stehen 
und hinreichende Aussicht besteht, dass der Grund-
stückseigentümer seinen Verpflichtungen nachkommt. 
3Der Zweckverband kann mit der Mahnung zugleich die 
Einstellung der Versorgung androhen. 

(3) Der Zweckverband hat die Versorgung unverzüg-
lich wieder aufzunehmen, sobald die Gründe für die 
Einstellung entfallen sind. 

§ 24 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Nach Art. 24 Abs. 2 Satz 2 GO kann mit Geldbuße 
bis zu 2500 Euro belegt werden, wer vorsätzlich 

1. den Vorschriften über den Anschluss- und Benut-
zungszwang in § 5 zuwiderhandelt, 

2. eine der in § 9 Abs. 4, § 11 Abs. 1, § 13 Abs. 2 
und § 22 Abs. 1 und 2 festgelegten oder hierauf 
gestützten Melde-, Auskunfts-, Nachweis- oder 
Vorlagepflichten verletzt, 

3. entgegen § 11 Abs. 3 vor Zustimmung des Zweck-
verbandes mit den Installationsarbeiten beginnt, 

4. gegen die vom Verband nach § 15 Abs. 3 Satz 3 
angeordneten Verbrauchseinschränkungen oder 
Verbrauchsverbote verstößt. 

(2) Nach anderen Rechtsvorschriften bestehende Ord-
nungswidrigkeitentatbestände bleiben unberührt. 

§ 25 
Anordnungen für den Einzelfall, Zwangsmittel 

(1) Der Zweckverband kann zur Erfüllung der nach die-
ser Satzung bestehenden Verpflichtungen Anordnun-
gen für den Einzelfall erlassen. 

(2) Für die Erzwingung der in dieser Satzung vorge-
schriebenen Handlungen, eines Duldens oder Unter-

lassens gelten die Vorschriften des Bayerischen Ver-
waltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetzes. 

§ 26 
Inkrafttreten 

(1) Diese Wasserabgabesatzung tritt am Tage nach 
ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

 

(2) Gleichzeitig tritt die Wasserabgabesatzung vom 
20. Mai 1997 (in der Fassung vom 23.11.1998) außer 
Kraft. 

 
Holzheim, den 22.06.2023 

 

 

 

Käßmeyer   

Verbandsvorsitzender 
 

 

Antrag der Stadt Höchstädt a.d.Donau, Her-
zog-Philipp-Ludwig-Str. 10, 89420 Höchstädt 
a.d.Donau, auf Erteilung einer gehobenen 
wasserrechtlichen Erlaubnis für das Entneh-
men, Zutagefördern, Zutageleiten und 
Ableiten von insgesamt bis zu 430.000 m³ 
Grundwasser aus dem auf dem Grundstück 
Fl.Nr. 2346 Gemarkung Höchstädt befind-
lichen Brunnen 3 für die öffentliche Trinkwas-
serversorgung der Stadt Höchstädt 
 

Bekanntmachung 
 
Für die fristgerecht gegen die oben genannte 
Entnahme von Grundwasser erhobenen Einwen-
dungen und abgegebenen Stellungnahmen 
findet am  
 

Dienstag, den 01. August 2023 
 

um 9:00 Uhr 
 

im Großen Sitzungssaal, 1. Stock, im Land-
ratsamt Dillingen a.d.Donau, Große Allee 24, 
89407 Dillingen a.d.Donau 
 
ein Erörterungstermin statt. 
 
Wir weisen darauf hin, dass die Einwendungen 
im weiteren Verfahren auch dann berücksichtigt 
werden, wenn sie nicht im Erörterungstermin 
behandelt wurden. 
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Die Teilnahme ist jedem, dessen Belange durch 
das Vorhaben berührt werden, freigestellt. Die 
Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist 
möglich. Dieser hat seine Bevollmächtigung 
durch eine schriftliche Vollmacht nachzuweisen 
und diese zu den Akten des Landratsamtes Dil-
lingen a.d.Donau zu geben. Es wird darauf 
hingewiesen, dass bei Ausbleiben eines Beteilig-
ten (Betroffenen) in dem Erörterungstermin auch 
ohne ihn verhandelt werden kann, und dass das 
Anhörungsverfahren mit Schluss der mündlichen 
Verhandlung beendet ist. 
 
Aufwendungen, die durch die Teilnahme an dem 
Erörterungstermin entstehen, auch solche für 
Bevollmächtigte oder sonstige Vertreter, können 
nicht erstattet warden. 
 
Der Erörterungstermin ist nichtöffentlich. 
Teilnahmeberechtigt ist daher nur der oder Ein-
wendungsführer*in; z.B. weitere Familien-
mitglieder sind nicht zugelassen. Bitte bringen 
Sie im Fall Ihrer Teilnahme am Erörterungstermin 
für die erforderliche Eintragung in die Anwesen-
heitsliste (Name, Anschrift) Ihren Ausweis mit. 
 
Dillingen a.d.Donau, 10.07.2023 
 
 
Marx 
Regierungsdirektorin 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Dillingen a.d.Donau,.13.07.2023  

Markus Müller 

Landrat 


